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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

2016 hatte das BFS zum ersten Mal eine Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz
durchgeführt, womit auf Grundlage von 3'000 befragten Personen die Einstellung der
Bevölkerung in der Schweiz gegenüber einzelnen Bevölkerungsgruppen untersucht
worden war. Erste Resultate legte das BFS im Oktober 2017 vor. Die Schweiz sei vielfältig
und differenziert, eröffnete der Bericht: So beheimate sie 190 Nationalitäten und zehn
verschiedene Religionen. 36 Prozent der befragten Personen gaben an, sich durch die
Anwesenheit von als «anders» empfundenen Personen gestört zu fühlen; das
Anderssein bezog sich dabei auf die Nationalität, die Religion oder die Hautfarbe. Die
Erhebung ging des Weiteren spezifisch auf die Einstellung zu den drei
Bevölkerungsgruppen Musliminnen und Muslime, Jüdinnen und Juden und
dunkelhäutige Personen ein. Dabei zeigte sich, dass der grösste Unmut gegenüber den
Angehörigen der islamischen Religion besteht: 17 Prozent der Bevölkerung hielten
negative Aussagen zu Musliminnen und Muslimen für zutreffend, geringer fiel dieser
Prozentsatz für die jüdische (12%) und die dunkelhäutige Bevölkerung (4%) aus. Zudem
nahmen 66 Prozent der Befragten Rassismus als gesellschaftliches Problem wahr.
Allgemein zeige sich die Bevölkerung jedoch tolerant gegenüber Ausländerinnen und
Ausländern, schlussfolgerte das BFS. So waren 56 Prozent der Befragten der Meinung,
dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in der Schweizer Gesellschaft gut
funktioniere. 64 Prozent der Befragten waren dagegen, Ausländerinnen und Ausländer
bei Arbeitsplatzknappheit wieder in ihre Heimat zurückzuschicken. 60 Prozent
begrüssten das Recht auf Familiennachzug, 56 Prozent befürworteten eine
automatische Einbürgerung der zweiten Generation und 68 Prozent verneinten die
Aussage, dass Ausländerinnen und Ausländer die Ursache für eine allfällige Zunahme
der Arbeitslosigkeit seien. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.2017
SAMUEL BERNET

Laut dem von der Credit Suisse beim gfs.bern in Auftrag gegebenen Sorgenbarometer
bereiteten den Schweizerinnen und Schweizern im Umfragejahr 2018 die Altersvorsorge
am meisten, die Gesundheit und Krankenkassen am zweitmeisten Sorgen. Der
Rentensicherung ordneten die Befragten dabei höchste politische Priorität zu, wobei
hierzu die gescheiterte AHV-Reform beigetragen haben dürfte, wie im Bericht
festgestellt wurde. Während zwar die Zahl der in die Schweiz geflüchteten Menschen
leicht zurückgegangen sei, hätten die Kategorien «AusländerInnen» (dritter Platz) sowie
«Flüchtlinge und Asyl» (vierter Platz) erstmals seit drei Jahren wieder an Bedeutung
gewonnen. Neu fand sich im Untersuchungsjahr auch die Umweltthematik unter den
Top Fünf, was laut Bericht einerseits dem trockenen und heissen Sommer, andererseits
aber auch dem in den Medien sehr präsent diskutierten Klimawandel zuzuschreiben
sei.
Wohl erstaunlichstes Resultat sei jenes bezüglich der Arbeitslosigkeit. Diese, eigentlich
eine Dauersorge der Schweizer Bevölkerung, gehöre erstmals seit den Neunzigerjahren
nicht mehr zu den fünf dringendsten Problemen. So schätzten insgesamt 85 Prozent
der Befragten ihren Arbeitsplatz als gesichert ein. Dabei fühlten sie sich auch nicht
durch Entwicklungen wie der zunehmenden Digitalisierung bedroht: 75 Prozent der
Umfrageteilnehmenden hielten es für unwahrscheinlich, dass sie Ihren Job an einen
Roboter abtreten müssten.
Über das Vertrauen in die Institutionen befragt, gaben 61 Prozent an, der Regierung zu
vertrauen, womit dieser Wert weit über dem OECD-Schnitt von 43 Prozent liegt. Ein
noch höheres Vertrauen habe die Bevölkerung gemäss Studie aber in die Justiz: Mit 70
Prozent belegten das Bundesgericht und die Polizei auf der Rangliste gemeinsam den
ersten Platz. Auf dem zweiten Platz lagen die Armee und die Nationalbank. Einen
Vertrauensverlust mussten unterdessen die politischen Parteien verzeichnen: Nur noch
39 Prozent der Befragten, also 13 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, vertrauten laut
der Umfrage den Parteien. In dieses «politkritische Bild» der Schweiz passe denn auch
der zurückgegangene Nationalstolz: Im Erhebungsjahr gaben 79 Prozent an, stolz darauf
zu sein, Schweizerin oder Schweizer zu sein, was einem Rückgang von elf
Prozentpunkten gegenüber der Vorjahresumfrage entspreche. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Rechtsordnung

Bürgerrecht

Die Zahl der Einbürgerungen nahm 1998 um 11.5 Prozent auf 21'705 zu. An der Rangliste
der Herkunftsländer der Eingebürgerten änderte sich im Vergleich zum Vorjahr nichts.
An der Spitze mit 5'722 Personen stand weiterhin Italien, gefolgt vom ehemaligen
Jugoslawien (3'296), Türkei (2'093) und Frankreich (1'761). 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

Die Zahl der Einbürgerungen blieb mit 21'698 stabil. Wie üblich stammte die Mehrheit
der Neubürger und -bürgerinnen aus europäischen Staaten (rund 16'000, davon die
Hälfte aus EU- oder EFTA-Staaten). Das grösste Kontingent stellte wie in den
vergangenen Jahren Italien (5'510), gefolgt von ex-Jugoslawien (2'365) und der Türkei
(2'260). 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Die anhaltende Konjunkturschwäche führte dazu, dass im Oktober die
Arbeitslosenquote mit 45 692 Personen oder 1,5% der aktiven Bevölkerung den
höchsten Wert seit dem Zweiten Weltkrieg erreichte. Ende Jahr betrugen die Zahlen
gemäss Biga 58 580 Frauen und Männer oder 1,9%, was gegenüber dem Vorjahr (25 141
Personen oder 0,8%) einer Zunahme um 133% entspricht. Frauen und Ausländer waren
überproportional von Arbeitslosigkeit betroffen. Praktisch sämtliche Kantone
registrierten eine Erhöhung der Arbeitslosenzahlen. Allerdings verzeichneten jene
Kantone in der West- und Südschweiz (Genf, Neuenburg, Tessin) einen besonders
ausgeprägten Anstieg, die bereits früher überdurchschnittlich hohe Arbeitslosenquoten
kannten. Unter dem Durchschnitt lag die Arbeitslosigkeit.weiterhin in der Inner- und
Ostschweiz, aber auch Bern und Zürich wiesen noch relativ günstige Werte aus. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1991
MARIANNE BENTELI

Der Arbeitsmarkt reagierte weiterhin heftig auf den Konjunktureinbruch. Die Zahl der
Beschäftigten ging in allen vier Quartalen gegenüber dem Vorjahresstand zurück und
verringerte sich im Jahresmittel um 2,6%. Während der Stellenabbau im industriellen
Sektor (–4,6%) bereits im Vorjahr eingesetzt hatte, verzeichneten neu auch die
Dienstleistungsbetriebe einen leichten Einbruch (–1,4%). Mit Ausnahme von Uri,
Nidwalden und Glarus registrierten alle Kantone einen Beschäftigungsrückgang. Zu Ende
des Berichtsjahres waren in der Schweiz 129 643 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer arbeitslos, was einer Quote von 3,7% der erwerbstätigen Bevölkerung
entspricht.

Am stärksten von der Arbeitslosigkeit betroffen waren die Berufstätigen unter 30
Jahren, die Frauen und die Ausländer. Im Jahresmittel waren 92 308 Personen (2,6%)
ohne Stelle, verglichen mit 39 222 Arbeitslosen (1,1%) im Vorjahr. Markant war die
Verlagerung in den Regionen: Zwar blieben Genf (5,4%), Tessin (5,3%) sowie Waadt und
Neuenburg (je 5,0%) an der Spitze, doch wies die Deutschschweiz beinahe eine
Verdreifachung der Arbeitslosenzahl aus, während das Tessin und die Romandie eine
Verdoppelung hinnehmen mussten. Gemäss den Angaben des Biga betrifft die
Arbeitslosigkeit nicht nur Ungelernte, sondern vermehrt auch Fachkräfte und
Kaderleute. Für junge Berufsleute gestaltet sich die Stellensuche am schwierigsten: Im
Dezember erreichte die Arbeitslosenquote bei den 20- bis 24jährigen 6,4% und bei
den 25- bis 29jährigen 6,6%. Markant zugenommen auf rund 10% haben im Berichtsjahr
auch die Langzeitarbeitslosen, von denen fast ein Viertel über 50 Jahre alt war. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.01.1992
MARIANNE BENTELI
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1991 fielen im Jahresmittel 853 331 Stunden monatlich wegen Kurzarbeit aus. 20 269
Personen in 646 Betrieben waren davon betroffen. Diese Zahlen liegen weit über den
Werten von 1989 (35 057) und 1990 (43 796), aber immer noch klar unter dem
Jahresergebnis von 1983 mit rund 1,8 Mio Ausfallstunden. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.02.1992
MARIANNE BENTELI

Die effektive Arbeitslosigkeit ist noch um einiges höher als vom Biga angegeben. Ende
Februar 1992 veröffentlichte das Bundesamt für Statistik (BfS) erstmals eine eigene
Erhebung über die Erwerbslosigkeit in der Schweiz. Nach dieser Studie, die sich auf
eine repräsentative Umfrage abstützt, dürfte die Zahl der Stellensuchenden Ende Jahr
bei rund 3% gelegen haben. Das BIS wandte eine von der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) empfohlene, erweiterte Definition der Arbeitslosigkeit an,
begnügte sich also nicht damit, wie dies das Biga seit 1936 tut, die Bezüger von
Arbeitslosengeldern sowie die bei den Arbeitsämtern gemeldeten Stellensuchenden zu
registrieren, sondern zählte auch all jene mit, welche arbeitswillig sind (z.B.
ausgesteuerte Arbeitslose, Frühpensionierte, Hausfrauen mit Wiedereinstiegswunsch
oder Jugendliche nach Abschluss ihrer Lehrzeit), die aber den beruflichen Anschluss
nicht finden. Zieht man diese "stille Reserve" mit in Betracht, befand sich die Schweiz
1991 zwar immer noch unter den Industrienationen mit der geringsten Arbeitslosigkeit,
näherte sich aber doch schon dem Mittelfeld. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.02.1992
MARIANNE BENTELI

Während die Schweiz mit der EU über den freien Personenverkehr verhandelt, ist die
Internationalisierung in den Chefetagen der in der Schweiz domizilierten
Topunternehmen längst schon Realität. Wie eine Umfrage bei den 25 grössten Firmen
zeigte, sind heute knapp 45% aller Mitglieder der jeweiligen obersten Geschäftsleitung
Bürger ausländischer Nationen. Unter diesen sind die Deutschen mit rund einem Drittel
vor den Amerikanern und den Franzosen am stärksten vertreten. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.01.1994
MARIANNE BENTELI

Am Jahresende registrierte das Bundesamt für Statistik noch 2,58 Millionen
Vollzeitstellen, was gegenüber dem Vorjahr einem Rückgang von 1,4% entspricht,
wogegen die Teilzeitstellen um 1,8% auf 421 000 zunahmen. Die Zahl der Vollzeitstellen
hat damit den tiefsten Stand seit der erstmaligen Erhebung der absoluten Zahlen im
Jahr 1991 erreicht. Industrie und Gewerbe waren mit einem Rückgang von 1,8% (rund
18 000 Vollzeitstellen) überdurchschnittlich stark betroffen. Rund die Hälfte der
abgebauten Arbeitsplätze ging dabei auf das Konto des Baugewerbes. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.02.1996
MARIANNE BENTELI

Nachdem die Erwerbstätigkeit 1995 und 1996 um jeweils 0,3% zugenommen hatte,
verringerte sie sich im Berichtsjahr wieder um den gleichen Prozentsatz. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Statistik (BFS) veröffentlichte erstmals eine
Arbeitsmarktgesamtrechnung (ARG), welche für die Periode 1991-1996 eine
umfassende Darstellung der Dynamik ermöglicht, die sich hinter den traditionellen
Arbeitsmarktindikatoren verbirgt. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der Temporärstellen stieg 1999 um 20%. Gemäss BFS waren 144 000 Personen
in einem befristeten Arbeitsverhältnis. 60 000 Arbeitnehmer standen in einer
temporären Anstellung von weniger als sechs Monaten, 84 000 in einer solchen
zwischen sechs Monaten und zwei Jahren. Die Arbeitgeber schätzen diese Jobs wegen
ihrer Flexibilität; Arbeitnehmern – vor allem Jugendlichen – bieten sie oft einen
Einstieg in die Berufswelt. Die Gewerkschaften kritisierten allerdings, temporär
Beschäftigte ersetzten die Saisonniers als Manövriermasse und würden sich seltener
gegen unfaire Arbeitsbedingungen wehren als Festangestellte. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.12.1999
MARIANNE BENTELI
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Die Zahl der Erwerbstätigen erhöhte sich erneut (+0,6%), allerdings weniger als im
Vorjahr (+1,2%). Wieder war die Zunahme bei den Frauen (+0,9%) bedeutender als bei
den Männern (+0,5%). Während 1998 noch etwas mehr Ausländer als Schweizer eine
Erwerbstätigkeit aufgenommen hatten, war deren Beschäftigung im Berichtsjahr
rückläufig (-0,1%). Im 1. Sektor wuchs die Zahl der Erwerbstätigen (+1,9%), ebenso im 3.
Sektor (+1,2%). Einen Rückgang verzeichnete hingegen der 2. Sektor (-1%). Am
deutlichsten war die Abnahme bei der Herstellung von Lederwaren und Schuhen (-
13,1%), im Textilgewerbe (-4,7%) und im Bergbau (-2,8%). Im Dienstleistungssektor
legten vor allem die Branchen Nachrichtenübermittlung (+9,5%), Versicherungsgewerbe
(+4,4%) sowie Immobilien und Informatik (+2,9%) überdurchschnittlich zu. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1999
MARIANNE BENTELI

Infolge des Konjunkturaufschwungs erhöhte sich die Nachfrage nach Arbeitskräften im
Berichtsjahr kräftig. Die Beschäftigung stieg um +1,1% gegenüber +0,7% im Vorjahr.
Erneut war die Zunahme bei den Frauen mit +1,7% deutlich stärker als bei den Männern
(+0,6%). Nach einer Baisse im Vorjahr legten die ausländischen Arbeitnehmer wieder
deutlicher zu (+2,0%) als die einheimischen (+0,7%). Während der 1. Sektor 1999 noch
substantiell gewachsen war, verzeichnete er jetzt einen Rückgang um -2,4%. Auch der
3. Sektor erreichte mit +0,6% mehr Beschäftigten nur noch eine schwächere Steigerung
als im Vorjahr. Überdurchschnittlich gestiegen ist die Beschäftigung hingegen im 2.
Sektor (+2,0%). Im Baugewerbe nahmen die Erwerbstätigen um +4,7% zu, gefolgt von
der Nahrungsmittelindustrie (+3,8%), der Herstellung von Präzisionsinstrumenten
(+3,3%) und dem Bergbau (+3,2%). Rückläufig war die Beschäftigung in den Branchen
Energie- und Wasserversorgung (-4,4%), der Herstellung von Lederwaren und Schuhen
(-3,4%), dem Gast- und dem Versicherungsgewerbe (je -2,3%). 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Die selbstständige Erwerbstätigkeit hat in der zweiten Hälfte der 70er Jahre in den
meisten OECD-Ländern zugenommen. Auch in der Schweiz kam es mit einer leichten
Verzögerung zu einem Anstieg, wobei sich der Aufwärtstrend in den neunziger Jahren
merklich beschleunigte. Wichtigste Erklärungsfaktoren für diese Renaissance der
selbständigen Erwerbsarbeit sind die Entwicklung zur Dienstleistungs- und
Informationsgesellschaft, die Änderung der Produktionsverfahren, die vermehrte
Konzentration auf Kernkompetenzen und die damit einhergehende Auslagerung
betriebsperipherer Funktionen, steuerliche Faktoren und persönliche Motive sowie die
zunehmende Verwischung zwischen selbständiger und unselbständiger Erwerbsarbeit.
Vor allem ältere Männer schweizerischer Nationalität mit höherem Ausbildungsniveau
wechseln in die Selbständigkeit. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Nach Schweden und den USA ist die Schweiz weltweit das dritte Land, in dem über 7%
des BIP in der Informatik- und Telekommunikationsbranche erwirtschaftet werden,
weshalb der zunehmende Mangel an einheimischen Fachleuten doppelt schwer wiegt.
Verschiedene parlamentarische Vorstösse verlangten deshalb Ausbildungs- und
Umschulungsinitiativen im Bereich der Informatik, resp. – nach deutschem Muster – die
Erteilung von „Green cards“ für Informatikfachleute aus Ländern (insbesondere Indien),
in denen die Schweiz aufgrund ihrer ausländerpolitischen Grundsätzen eigentlich keine
Arbeitskräfte rekrutiert. Das Bundesamt für Berufsbildung und Technologie und mit ihm
der Bundesrat verwiesen allerdings immer wieder auf unternommene Anstrengungen in
diesem Ausbildungsbereich, weshalb spätestens 2004 der einheimische
Personalengpass überwunden sein sollte. Eine Öffnung des Arbeitsmarktes wurde
hingegen abgelehnt. Eine EmpfehlungLangenberger (fdp, VD), im EVD einen Pool
„Beschäftigung/Ausbildung“ zu bilden mit der Aufgabe, vor allem die Entwicklungen der
neuen Informations- und Kommunikationstechnologien einer Analyse zu unterziehen
und für diese Bereiche eine kohärente Politik zu erarbeiten, wurde auf Antrag des
Bundesrates, der auf die Tätigkeiten bereits bestehender Amtsstellen verwies, lediglich
als Postulat angenommen. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI
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Im Laufe des Jahres begann sich die abflauende Konjunktur auf den Arbeitsmarkt
auszuwirken. Während die Indikatoren des vom BFS vierteljährlich veröffentlichten
Beschäftigungsbarometers im ersten Quartal noch eine Fortsetzung des
Beschäftigungswachstums gegenüber dem Vorjahr auswiesen (+1,7%), zeigte sich im
zweiten Quartal bereits eine Verlangsamung (+1,0%), die im vierten Quartal gegen Null
tendierte (+0,4%). Im sekundären Sektor (-0,6%) und in der Grossregion Zürich (-0,2%)
war die Beschäftigung sogar rückläufig. Im Jahresverlauf schuf die Wirtschaft aber
immer noch netto rund 30'000 neue Arbeitsplätze. Das BFS zählte am Jahresende
16'000 Stellen mehr als ein Jahr zuvor (+0,4%), die Erwerbstätigenstatistik wies eine
Zunahme um 47'000 Einheiten aus (+0,7%). Auffällig war weiterhin die Diskrepanz
zwischen Voll- und Teilzeitarbeit: Die Zahl der Vollzeitbeschäftigten blieb praktisch
konstant, während die Teilzeitstellen stark zulegten, wobei sich auch der
Beschäftigungsgrad erhöhte. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Sorgen bereitet sowohl dem Arbeitgeberverband wie den Angestelltenverbänden die
hohe Fluktuation im Arbeitsmarkt. Über alle Branchen hinweg beträgt sie seit der
Konjunkturerholung Ende 1999 10,3%, was über dem internationalen Durchschnitt von
9% liegt. Für die Arbeitgeber bringt die neu erwachte „Wanderlust“ der
Arbeitnehmenden – wobei es sich in erster Linie um jüngere, männliche Kader ohne
Familienpflichten handelt – hohe Anwerbungs- und Einarbeitungskosten. Die
Angestelltenverbände befürchten ob dem von den jungen Kaderleuten praktizierten
„Lohnjumping“ (rascher Wechsel zu besser bezahlten Stellen) eine verstärkte
Frustration der älteren und erfahreneren Kaderleute. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Wie die neuesten Zahlen des BFS belegten, nahm zwischen 1998 und 2001 die Zahl der
Beschäftigten um 5,7% zu. Knapp 197'000 neue Arbeitsplätze wurden in dieser
Zeitspanne geschaffen, die Zahl der Unternehmen wuchs um 1,7%, jene der Betriebe
um 1%. Besonders stark war das Beschäftigungswachstum in der Region Zürich (+7,7%),
in der Zentralschweiz (+7,2%) und im Genferseebecken (+7,0%). Gemäss der
Arbeitskräfteerhebung (SAKE) des BFS waren im 2. Quartal 2002 3,96 Mio Personen
erwerbstätig, 0,5% resp. 21'000 Personen mehr als im Vorjahr. Damit wurde trotz der
sich verschlechternden wirtschaftlichen Lage ein neuer Höchststand erreicht. Parallel
dazu stieg aber auch die Zahl der Arbeitslosen (+19%). Von der konjunkturellen
Abschwächung waren vor allem die Männer (Erwerbstätigkeit -0,9%, Erwerbslosigkeit
+6,5%) und weniger die Frauen betroffen (+2,4%, -9%). Dieses Ergebnis erklärt sich
unter anderem durch den hohen Männeranteil in den vom Konjunkturrückgang
besonders betroffenen Wirtschaftssektoren. Erstmals erlaubte die SAKE auch regionale
Auswertungen. Es zeigte sich, dass sowohl die Erwerbsbeteiligung als auch die
Teilzeitarbeit in der Deutschschweiz höher waren als in der Westschweiz und im
Tessin. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Die abflauende Konjunktur wirkte sich im Berichtsjahr immer stärker auf die
Beschäftigung aus. Erstmals seit vier Jahren nahm im 1. Quartal 2002 die Zahl der
Beschäftigten ab; insgesamt registrierte das BFS 17'000 Stellen weniger als im
Vorjahresquartal. Damit wurde der seit 1998 anhaltende Wachstumstrend gebrochen.
Die Konjunkturabkühlung betraf vor allem den sekundären Sektor, wo die Beschäftigung
innert Jahresfrist um 1,7% schrumpfte. Diese negative Entwicklung nahm in den
folgenden Quartalen noch zu. Im 4. Quartal war, verglichen mit dem Vorjahr, sowohl die
Anzahl der Erwerbstätigen (-0,1%) als auch jene der Beschäftigten (-0,8%) tiefer.
Erstmals seit über fünf Jahren wurde auch im tertiären Sektor ein Stellenrückgang (-
0,1%) registriert. Der Index der offenen Stellen notierte auf einem neuen Tiefststand. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Der Vergleich der Volkszählungen 1990 und 2000 ergab laut BFS, dass die Schweizer
Erwerbsbevölkerung im letzten Jahrzehnt um 7,9% auf 3.95 Mio. Personen anstieg. Die
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (zwischen 15 und 64 Jahren) wuchs in der gleichen
Zeitspanne jedoch nur halb so stark. Die deutliche Erhöhung der Zahl der
erwerbstätigen Personen ist vorwiegend auf die Frauen zurückzuführen, von denen
mittlerweile viele auch als Mütter einer Arbeit nachgehen. Ferner nahm das
durchschnittliche Alter der Erwerbsbevölkerung von 38 auf 39,5 Jahre zu. Die Daten
zeigten auch einen relevanten Zusammenhang zwischen Bildungsstand und
Erwerbsquote: 2000 lag die Erwerbsquote bei Frauen im erwerbsfähigen Alter ohne

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.06.2003
MARIANNE BENTELI
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nachobligatorische Ausbildung bei 63%; bei Frauen mit Lehre oder Matura betrug sie
72% und bei jenen mit Hochschulabschluss 82%. Gemäss BFS zeigte sich dieser
Zusammenhang erstmals auch bei Männern: Nur 86% der Männer ohne
nachobligatorische Ausbildung waren 2000 erwerbstätig; bei Männern mit Lehr- oder
Matura-Abschluss betrug die Quote 92,9%, und bei jenen mit abgeschlossenem
Studium 96%. Bei der Erwerbsquote der Bevölkerung zwischen 15 und 64 Jahren lagen
die Kantone Zürich und Bern mit 81,8 resp. 80,8% deutlich über dem schweizerischen
Durchschnitt von 78,9%. 22

Die OECD führte eine Analyse zu den Beschäftigungsperspektiven älterer
Arbeitnehmender in rund 20 Ländern durch, darunter auch in der Schweiz. Ziel war es,
die Regierungen vermehrt für die Notwendigkeit zu sensibilisieren, ältere
Arbeitnehmende so lange wie möglich und unter möglichst guten Voraussetzungen im
Erwerbsleben zu halten. Vor dem Hintergrund der demografischen Alterung ist diese
Frage – nicht zuletzt im Hinblick auf die Finanzierung der Sozialwerke – von erstrangiger
Bedeutung. Für die Schweiz kam die OECD zum Schluss, dass trotz der im
internationalen Vergleich hohen Arbeitsmarktpartizipation älterer Arbeitnehmender
das Arbeitskräftemanagement für diese Alterskategorie (50 Jahre und älter) nicht
optimal ist. Verbesserungsmöglichkeiten sah sie namentlich in der Koordination
zwischen den verschiedenen Stellen, die für sozialpolitische und arbeitsmarktliche
Belange zuständig sind, sowie bei der Koordination zwischen den Kantonen. Die OECD
monierte, dass bei Entscheiden auf verschiedenen staatlichen Ebenen und in den
einzelnen Sozialwerken den Auswirkungen auf die anderen Bereiche zu wenig
Beachtung geschenkt wird. Sie betonte ausserdem, dass es künftig immer wichtiger
werde, dass sich die Arbeitnehmenden permanent weiterbilden, damit ihre Chancen
auf dem Arbeitsmarkt gewahrt bleiben. Die Empfehlungen der OECD erstreckten sich
auch auf andere Bereiche. So müssten die Instrumente der Arbeitslosenversicherung,
insbesondere bei regionalen Arbeitsvermittlungszentren, den Besonderheiten der
älteren Arbeitslosen noch besser angepasst werden. Gemäss der OECD sollte ferner in
der Lohnpolitik die altersbezogene Lohnbemessung vermehrt einer kompetenz- und
produktivitätsbasierten Bewertung Platz machen, um auf dem Arbeitsmarkt eine
grössere Flexibilität in der letzten Phase des Erwerbslebens zu erreichen. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MARIANNE BENTELI

Nach einem leichten Einbruch 2003 (-01% gegenüber dem Vorjahr) nahm 2004 die Zahl
der Erwerbstätigen wieder um 0,2% zu, wobei die Frauen im Mittel und die Männer mit
+0,3% leicht darüber lagen. Die Zahl der Schweizer Erwerbstätigen ging um -0,1%
zurück, jene der Ausländer stieg um 1,3%, ebenfalls eine Umkehr der Vorjahreszahlen
(0,0/-0,4%). Mit -7,9% verlor der 1. Sektor signifikant mehr Erwerbstätige als im Vorjahr,
während sich der Rückgang im 2. Sektor abflachte (-0,6 gegenüber -4,0% 2003). Der 3.
Sektor legte nach wie vor zu, mit +0,9% aber weniger deutlich als im Jahr zuvor
(+1,4%). 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der erwerbstätigen Grenzgängerinnen und Grenzgänger ausländischer
Nationalität betrug gemäss der neuen Grenzgängerstatistik des BFS Ende 2004
insgesamt 174'700. Gegenüber dem Vorjahr ergab sich damit ein Zuwachs um 3,2%,
während die Gesamtzahl der Erwerbstätigen im gleichen Zeitraum stabil blieb. Seit fünf
Jahren hat die Zahl der Grenzgängerinnen und Grenzgänger in den Bereichen
Erbringung von Dienstleistungen für Unternehmen sowie Gesundheits- und Sozialwesen
am stärksten zugenommen. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der Beschäftigten war weitgehend stabil. Die Zunahme von 0,1% blieb unter
dem Anstieg des Vorjahres. Profitieren konnten vom Zuwachs ausschliesslich die
Frauen (+0,4%), während die Zahl der beschäftigten Männer leicht zurück ging (-0,1%).
Damit zählte die Schweiz im Berichtsjahr durchschnittlich 1'865'000 erwerbstätige
Frauen und 2'317'000 Männer. Netto wurden die neuen Stellen ausschliesslich mit
ausländischen Staatsangehörigen besetzt: Die Zahl der erwerbstätigen Ausländer stieg
im Jahresmittel um 1,1% auf 1'056'000 an und diejenige der Schweizerinnen und
Schweizer sank um 0,2% auf 3'126'000. Das starke Wirtschaftswachstum führte zu
einem leichten Anstieg der Zahl der Arbeitsplätze im Industriesektor und im Bauwesen
(0,5%). In wichtigen Bereichen des Dienstleistungssektors (Detailhandel, Finanzmarkt
und Versicherungen) nahm die Zahl der Beschäftigten ab; insgesamt blieb diese im

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
HANS HIRTER
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Dienstleistungssektor jedoch dank kräftigem Wachstum im öffentlichen Bereich (v.a.
Unterricht und Gesundheitswesen) stabil. 26

Die Hälfte aller Unternehmen in der Schweiz hat Schwierigkeiten, qualifiziertes
Personal zu finden, wie die Untersuchung einer auf Arbeitsvermittlung spezialisierten
Firma ergab. Am meisten fehlen ausgebildete Arbeitnehmende in der Produktion
(Bedienung von Maschinen in automatisierten Betrieben) sowie in der Baubranche
(Schreiner, Schweisser und Maurer). 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.02.2006
MARIANNE BENTELI

Bund und Kantone wollen in einem gemeinsamen Projekt, IIZ-MAMAC, Personen mit
Mehrfachproblematik rascher wieder in den Arbeitsmarkt zurückführen. Ausgerichtet
ist das Projekt auf Personen, bei welchen unklar ist, ob sie krank sind, weil sie keine
Arbeit haben, oder ob sie keine Arbeit haben, weil sie krank sind. Weil in solchen Fällen
meist auch nicht abschliessend beurteilt werden kann, ob die
Arbeitslosenversicherung, die Invalidenversicherung oder die Sozialhilfe zuständig ist,
ziehen sich die Abklärungen der zum Teil komplexen Ursachen in die Länge, und es
besteht die Gefahr, dass die Betroffenen von einer Institution zur nächsten
weitergereicht werden («Drehtüreffekt»). Während dieser Zeit verschärfen sich die
Probleme oder sie verfestigen sich. Im Rahmen der interinstitutionellen
Zusammenarbeit (IIZ) von Arbeitslosenversicherung (ALV), Invalidenversicherung (IV)
und Sozialhilfe werden jetzt Strukturen geschaffen, die es ermöglichen, möglichst rasch
die Situation umfassend und für alle drei Institutionen zu analysieren und mit einem
verbindlichen Integrationsplan festzulegen, welche Massnahmen für eine Reintegration
in den Arbeitsmarkt nötig sind. Im Rahmen einer engen Zusammenarbeit mit den
Kantonen sollen Erfahrungen aus dem praktischen Vollzug einfliessen und Unterschiede
kantonaler Vollzugsstrukturen in der Konzeption berücksichtigt werden. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.09.2006
MARIANNE BENTELI

Die Beschäftigung profitierte auch 2007 vom anhaltenden Wirtschaftswachstum.
Insgesamt nahm sie, gemessen an Stellen in Vollzeitäquivalenten, um rund 2,6% zu. Das
Wachstum fand sowohl im Industrie- als auch im Dienstleistungssektor statt. Dank dem
Abkommen über die Personenfreizügigkeit mit den EU-Staaten, welches für die 15
«alten» EU-Staaten ab Juni ohne jede Einschränkungen galt, trocknete der
Arbeitsmarkt aber nicht vollständig aus. Wie die jährlich durchgeführte
Arbeitskräfteerhebung des BFS ergab, zählte die Schweiz im zweiten Quartal 2007 4.122
Mio. Erwerbstätige, das waren 1,7% mehr als noch ein Jahr zuvor. Rund 1.25 Mio.
Erwerbstätige gingen einer Teilzeitbeschäftigung nach, das entspricht einer Zunahme
von 2,1% gegenüber 2006. Bezüglich Arbeitsbedingungen zeigte sich bei der
Nachtarbeit eine Stabilisierung, nachdem sie während 10 Jahren zugenommen hatte.
Bei den ausländischen Erwerbstätigen sind Abend- und Nachtarbeit stärker verbreitet
als bei den schweizerischen, von der Wochenendarbeit sind jedoch beide anteilsmässig
gleich stark betroffen. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.11.2007
MARIANNE BENTELI

Nach den Ergebnissen des BFS profitieren die gut qualifizierten Arbeitskräfte stark von
Zeiten der Hochkonjunktur, während in Zeiten wirtschaftlichen Abschwungs die wenig
qualifizierten Arbeitskräfte deutlich stärker betroffen sind. In solchen Phasen verlieren
mehr Beschäftigte mit niedrigem Qualifikationsniveau ihre Arbeit. Zwischen 1991 und
2006 stellte die Schweizer Wirtschaft zunehmend qualifizierte Arbeitskräfte ein, wobei
sich damit auch die Arbeitsproduktivität verbesserte (durchschnittlich +0,36% pro
Jahr). Diese Entwicklung lässt sich vor allem durch die anhaltende Erhöhung des
Ausbildungsniveaus erklären. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.12.2008
MARIANNE BENTELI

Gemäss den SAKE-Ergebnissen des BFS waren im 2. Quartal 2008 insgesamt 4.229
Millionen Personen erwerbstätig (+2,6%). Diese Zunahme fiel bei den erwerbstätigen
Frauen (+4,1% Zuwachs auf 1,940 Mio) stärker aus als bei den Männern (+1,3% Zuwachs
auf 2.289 Mio.). Die Zahl der ausländischen Erwerbstätigen stieg im Vergleich zum
Vorjahr deutlich an (+51'000 Personen bzw. +5,8%). Damit war mehr als jede fünfte der
insgesamt 4.229 Millionen erwerbstätigen Personen mit ständigem Aufenthalt in der
Schweiz ausländischer Nationalität (21,9% bzw. 927'000). 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI
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Gemäss der Erwerbstätigenstatistik des BFS waren zum Ende des Berichtjahres 4,534
Millionen Personen erwerbstätig, d. h. 0,3% mehr als ein Jahr zuvor. Die Zunahme ist
auf einen Anstieg bei den erwerbstätigen Frauen zurückzuführen (+0,8%) während die
Zahl der erwerbstätigen Männer leicht rückläufig war (-0,1%). Die Zahl der Schweizer
Erwerbstätigen blieb laut BFS nahezu stabil während die Zahl der ausländischen
Erwerbstätigen um 1,3% auf 1,234 Mio gestiegen ist. Aufgeschlüsselt nach Sektoren wird
deutlich, dass die Beschäftigung im zweiten Sektor erneut rückläufig war (-2,5%)
während sie im tertiären Sektor zunahm (+0,8%). 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Gemäss den Erhebungen des BFS zählte die Schweiz zum Ende des Berichtjahres 4,621
Millionen Personen Erwerbstätige, d.h. 1,4% mehr als ein Jahr zuvor. Die Zahl der
erwerbstätigen Männer stieg innert Jahresfrist um 2,2%, bei den Frauen war ein Anstieg
um 0,4% zu verzeichnen. Dabei stieg sowohl die Zahl der Schweizer Erwerbstätigen
(+0,4%) als auch die Zahl der ausländischen Erwerbstätigen (+4,0%). Aufgeschlüsselt
nach Sektoren wird deutlich, dass die Beschäftigung in allen Sektor zugenommen hat
(Sektor II: +3,6%, Sektor III: +0.4%), am stärksten jedoch im ersten Sektor (+9,3%). 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

Le nombre d’actifs occupés sur le marché du travail a atteint 4,731 millions de
personnes en moyenne sur l’ensemble de l’année 2011. Cela représente une hausse de
2,5% par rapport à l’année précédente. Le groupe de personnes actives se composent
de 2,113 millions de femmes (en hausse de 2,1%) et de 2,600 millions d’hommes (en
augmentation de 2,8%). Comme ce fut le cas lors des années antérieures, le nombre
d’actifs étrangers a enregistré une hausse supérieure à la moyenne (+5,3%) pour
s’établir à 1,317 millions de personnes. Le taux des étrangers sur le marché du travail
s’est élevé à 27,9%. Au niveau des secteurs économiques, l’occupation a progressé
dans l’industrie et les services (+2,4% chacun) et plus fortement dans l’agriculture
(+5,5%). Cependant, cette dernière ne représente que 3,5% de l’occupation en
Suisse. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Le nombre d’actifs occupés sur le marché du travail a atteint 4,815 millions de
personnes au quatrième trimestre 2012. Cela représente une progression de 1,1% par
rapport à l’année précédente. Il est à noter que, sur la même période, ce chiffre a
reculé de 0,4% dans l’Union européenne. En Suisse, le groupe de personnes actives se
compose de 2,166 millions de femmes (en progression de 1,4%) et de 2,649 millions
d’hommes (en augmentation de 0,9%). L’Office fédéral de la statistique (OFS) a relevé
que le nombre d’actifs de nationalité étrangère avait de nouveau enregistré une hausse
supérieure à celle de leurs homologues suisses (+3,2% contre +0,3%) pour s’établir à
1,386 millions de personnes. Le taux d’étrangers sur le marché du travail s’est élevé à
28,8%. L’augmentation de la main-d’œuvre étrangère est principalement attribuable à
une hausse des frontaliers (permis G, +5,6%) et des titulaires d’une autorisation
d’établissement (permis C, +4,6%). 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

Selon les relevés de l’Office fédéral de la statistique (OFS), le nombre d’actifs occupés
sur le marché du travail a progressé de 1,8% durant l’année sous revue pour atteindre
4,899 millions de personnes au quatrième trimestre 2013. Cet indicateur témoigne de
la bonne santé du marché du travail suisse. Il est à souligner que la hausse a été plus
importante pour les femmes (+2,8%) que pour les hommes (+1,0%). En outre, le nombre
d’actifs de nationalité étrangère a enregistré une hausse conséquente de 3,7%, alors
que celle observée pour la main-d’œuvre suisse a atteint 1,1%. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

D’après le quatorzième rapport de l’Observatoire sur la libre circulation des
personnes entre la Suisse et l’UE, le solde migratoire par rapport à l'UE/AELE se
montait à 31'250 personnes pour l’année 2017. Par rapport à 2016, il y a eu un recul de 11
points de pourcentage. En incluant l’immigration en provenance des Etats tiers, le bilan
migratoire atteignait 53'950 individus. Les immigrés de l’Europe du Sud ont été moins
nombreux en raison de l’amélioration de leurs perspectives d’emplois sur leur marché
du travail. L’immigration allemande et française est restée stable, alors que le Portugal a
affiché un solde négatif. Les Bulgares et les Roumains ont été les plus nombreux à
immigrer. Toutefois, la Suisse n'est toujours pas le pays prioritaire pour la main-
d’œuvre en provenance d'Europe de l'Est. La libre circulation des personnes a su

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.07.2018
DIANE PORCELLANA
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satisfaire la demande en main-d’œuvre bien qualifiée de ces dernières années. Ainsi,
54% des immigrés étaient titulaires d’une formation tertiaire – les Français
représentaient 70%, les Allemands 63%, les Italiens 50% et les Portugais 13%. Ils ont pu
occuper des postes correspondant à leur niveau de qualification et également
percevoir des salaires similaires à ceux de la population résidente présentant les
mêmes caractéristiques. Néanmoins, les immigrés qualifiés d'Europe du Sud et de l'Est
ne sont parfois pas parvenus à maximiser leurs diplômes de formation, engendrant des
écarts salariaux. Une des explications serait les lacunes linguistiques. Alors que la
demande de main-d’œuvre qualifiée est toujours soutenue, la main-d’œuvre aux
qualifications moins élevées est aussi recherchée. En effet, la proportion de personnes
sans formation scolaire post-obligatoire a nettement reculé ces dernières années en
Suisse. En raison de la législation helvétique, il n’est plus possible de recruter de la
main-d’œuvre faiblement qualifiée dans les Etats tiers, si bien que ce besoin est
également couvert par les immigrés de la zone UE, notamment d’Europe du Sud et de
l’Est. Le taux d’activité des ressortissants de l’UE s’élevait à 87.2% en 2017, contre 84%
en moyenne nationale et 84.4% pour les Suisses. Il n’y a pas eu de préjudice à la
population indigène. Le risque de chômage des Suisses est toujours bas, depuis des
années, tandis que la participation des immigrés au marché du travail progresse. Il
ressort que les immigrés d’Europe du Sud et de l’Est sont davantage exposés à un
risque de chômage en raison de la structure de la formation et de l’emploi. D’après les
prévisions, en raison de l’amélioration conjoncturelle synchrone de la zone UE, les
entreprises suisses pourraient rencontrer des difficultés à recruter de la main d’œuvre
dans la zone UE. 37

Le quinzième rapport de l'Observatoire sur la libre circulation des personnes entre la
Suisse et l'UE indique un solde migratoire de ressortissantes et ressortissants de
l'UE/AELE de 31'200 personnes en 2018. La stabilité du solde par rapport à l'année
précédente s'explique par la faible demande de main-d'oeuvre et une amélioration de
la situation du marché du travail dans cette zone. Pour le Portugal, le solde migratoire
est à nouveau négatif (-2'600 personnes). L’immigration nette des ressortissantes et
ressortissants des Etats tiers est de 23'500 personnes. Le bilan migratoire global atteint
donc 54'600 individus, ce qui correspond à une part de la population immigrée de 32%
par rapport au total de la main-d’œuvre suisse. Ainsi, la Suisse figure au deuxième rang
au niveau européen, derrière le Luxembourg. L'arrivée d'une main-d’œuvre jeune a pu
freiner le vieillissement de la population. Toutefois, la Suisse ne saurait tabler sur
l'immigration pour atténuer le vieillissement démographique à long terme, puisque la
part de la population en âge typique d'émigrer diminuera dans toutes les régions de
l'UE ces prochaines quinze années. L’immigration n’écarte pas la population indigène
du marché du travail. L'immigration en provenance de l'UE/AELE renforce la part de
personnes hautement qualifiées et apporte, d'après le rapport, une «excellente
complémentarité» sur le marché du travail suisse. Elle permet également d'éviter une
croissance rapide des hauts salaires en comblant la pénurie de main-d’œuvre. A l'appui
des projections conjoncturelles, la Suisse pourrait avoir des difficultés pour recruter de
la main-d’œuvre européenne en raison d'un faible niveau de chômage global dans cette
zone. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.07.2019
DIANE PORCELLANA

Arbeitszeit

Mandatée par le SECO, l'Université de Genève a évalué les effets des modifications des
art.73a et 73b OLT1 relatifs à l'enregistrement du temps de travail entrées en vigueur
le 1er janvier 2016. L'enquête a été menée auprès de 2'013 travailleuses et travailleurs,
employé-e-s dans huit entreprises du secteur des assurances, des
télécommunications, de l'industrie et du commerce de détail. 
L'étude révèle qu'une collaboratrice ou un collaborateur n'enregistrant pas son temps
de travail, travaillent en moyenne 45.6 heures par semaine contre 41.8 heures pour
celles et ceux au bénéfice de l'enregistrement simplifié et 39.6 heures dans le cas d'un
enregistrement systématique. Cette catégorie de personnes est plus exposée à
travailler au-delà de 55 heures hebdomadaires. Pour les horaires atypiques, 60% des
travailleuses et travailleurs de nuit renoncent à l'enregistrement du temps de travail
contre 35.2%; 79.2% pour le travail du samedi contre 59%; 59.2% pour le travail du
dimanche contre 38.9%. Lorsque l'entreprise introduit des mesures
d'accompagnement, celles et ceux renonçant à l'enregistrement ne sont pas en moins
bonne santé, ni davantage stressés que les autres. Ils ont toutefois, plus de difficulté à
concilier la vie professionnelle et familiale. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Umfragen belegten, dass sich das Klima in der Schweiz gegenüber AusländerInnen in
den letzten Jahren markant verschlechtert hat. Über 90% der Befragten vertraten die
Ansicht, der Ausländeranteil dürfe nicht mehr weiter ansteigen. Während 1980 noch 61
% die Anwesenheit der Ausländer als eher positiv erlebten, waren es im Berichtsjahr
nur noch 41%. Deutschschweizer, ältere Menschen und Jugendliche erwiesen sich als
besonders wenig offen für Menschen aus anderen Kulturkreisen. 61% – gegenüber 53%
im Vorjahr – erachteten die Anzahl der Asylbewerber als untragbar, wobei hier
Personen zwischen 55 und 74 Jahren und Arbeiter besonders empfindlich reagierten. n
einer weiteren Umfrage zeigte sich, dass 42% der befragten Personen die Anzahl der in
der Schweiz lebenden Flüchtlinge überschätzte. Ausserdem kam eine Studie der
Universität Zürich zum Schluss, dass steigende Ausländerzahlen weder ein notwendiger
noch ein hinreichender Erklärungsgrund für Fremdenfeindlichkeit sind, und dass
vielmehr die periodisch wiederkehrenden Identitätskrisen moderner Gesellschaften zu
Phasen von Überfremdungsängsten führen 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.04.1990
MARIANNE BENTELI

Die ständige ausländische Wohnbevölkerung nahm im Berichtsjahr um knapp 60 000
oder 5,8% auf gut 1,1 Mio Personen zu. Damit wurde der bisherige Rekordstand von
August 1974 um rund 34 000 überschritten. Der innert Jahresfrist von 15,6 auf 16,4%
angestiegene Ausländeranteil blieb aber noch unter den damaligen 16,8%. Von den am
Jahresende in der Schweiz wohnhaften 1 100 262 Ausländerinnen und Ausländern (ohne
internationale Funktionäre, Saisonniers, Asylbewerber und Ausländer mit einem
bewilligten Aufenthalt von weniger als einem Jahr) besassen 25% eine Jahres- und 75%
eine Niederlassungsbewilligung. 798 012 oder 73% stammten aus EG- oder EFTA-
Ländern, was gegenüber 1980 einer Abnahme um 10% entspricht.

Der Wandel der schweizerischen Volkswirtschaft in Richtung Dienstleistungen schlägt
sich auch in der branchenmässigenVerteilung der ausländischen Erwerbstätigen nieder.
Im Zeitraum zwischen 1981 und 1990 erhöhte sich die Beschäftigung von Ausländern um
31,9%. Im Sektor Industrie und Handwerk betrug der Zuwachs 15,9%, bei den
Dienstleistungen 52,5% und in den übrigen Wirtschaftszweigen 28,6%. In der Industrie
fanden die stärksten Zunahmen in der Metallindustrie und im Bereich Maschinen,
Apparate und Fahrzeuge statt. Bei den Dienstleistungen wuchs die
Ausländerbeschäftigung vor allem beim Handel, in der Hotellerie und im
Gesundheitswesen.

Ende Jahr betrug der Gesamtbestand erwerbstätiger Ausländer 864 469 Personen, 51
311 oder 6,3% mehr als ein Jahr zuvor. Diese Zunahme war erneut auf die anhaltend
gute Wirtschaftslage zurückzuführen. Markant war der Zuwachs erneut im
Dienstleistungssektor, vor allem in den Wirtschaftszweigen Handel, Banken und
Versicherungen, in der Tourismusbranche sowie im Gesundheitswesen. Im sekundären
Sektor meldeten die Metall- und Maschinenindustrie sowie das Baugewerbe die
beachtlichsten Zunahmen. Hier fielen auch die Saisonniers stark ins Gewicht, deren
Zahl Ende August – dem saisonalen Höchststand der Beschäftigung – 122 000 (1989: 120
000) betrug. Am Jahresende arbeiteten überdies 181 366 Grenzgänger (1989: 167 259) in
der Schweiz. Dazu kommen, nach Schätzungen der Gewerkschaften, noch zwischen 50
000 und 180 000 Schwarzarbeiter, oftmals als Kurzaufenthalter eingereiste Personen,
die nach Ablauf ihrer fremdenpolizeilichen Bewilligung illegal im Land bleiben und
dabei in Kauf nehmen, im Lohnsektor und bei den Sozialversicherungen massiv
benachteiligt zu werden. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.1991
MARIANNE BENTELI

Ende 1991 lebten in der Schweiz so viele Ausländer und Ausländerinnen wie nie zuvor.
Mit 1,163 Mio Personen oder 17,1% der Bevölkerung wurde die Höchstmarke von 1974
(16,8%) deutlich überschritten. Die Zunahme betrug 5,7% gegenüber 5,8% im Vorjahr.
76% der Ausländerinnen und Ausländer besassen eine Niederlassungsbewilligung, 24%
eine Jahresbewilligung. 70% stammten aus EG- und Efta-Staaten. Nicht in den
ständigen Ausländerbestand eingerechnet wurden die insgesamt 26 000
internationalen Funktionäre, die knapp 116 000 Saisonniers, die 62 000 Asylbewerber
und die 14 000 Aufenthalter mit einer Bewilligung von weniger als einem Jahr sowie die
Grenzgänger, deren Anzahl (176 000 Personen) aufgrund der sich abzeichnenden
Rezession leicht zurückging. 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.01.1992
MARIANNE BENTELI
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Wie die Wiederholung einer 1989 durchgeführten Umfrage ergab, stossen die
Ausländer in der Schweiz auf wachsende Ablehnung. Vorwiegend aus wirtschaftlichen
Gründen sprach sich eine (tendenziell abnehmende) Mehrheit zwar nach wie vor für die
Anwesenheit von Ausländern in der Schweiz aus. Dennoch waren zwei Drittel mit der
Aussage einverstanden, neu zuziehende Ausländer sollten nur noch in Ausnahmefällen
Arbeitsbewilligungen erhalten (1989: 57%). Gewachsen ist auch der Ruf nach Politikern,
die Überfremdungsängste thematisieren (68% gegenüber 56%). Trotzdem hat die
Sympathie für Parteien, die klar gegen Überfremdung Stellung nehmen, seit 1989 nur
gerade um 3% zugenommen. Noch deutlicher fielen die neuesten Ergebnisse einer seit
1974 periodisch durchgeführten Umfrage aus. Sie zeigten, dass sich das Misstrauen
gegenüber Ausländern in den letzten Jahren deutlich verstärkt hat. 38% der Befragten
— 8% mehr als 1990 — beurteilten die Rolle der Ausländer als negativ, nur gerade noch
35% (1979: 63%!) waren Ausländern gegenüber wohlwollend eingestellt. Bei den 12%,
welche die Anwesenheit von Ausländern als sehr negativ einstuften, glaubten die
Autoren der Studie einen eigentlichen Fremdenhass ausmachen zu können. Eine dritte
Umfrage schliesslich wies eine praktische Verdoppelung von 14 auf 27% innert
Jahresfrist jenes Personenkreises nach, der Verständnis für Gewalttaten gegen
Asylsuchende zeigt. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.04.1992
MARIANNE BENTELI

Ende 1992 lebten 1,21 Mio Ausländer mit Niederlassungs- oder
Jahresaufenthaltsbewilligung in der Schweiz, was einem Anteil an der
Gesamtbevölkerung von 17,6% entspricht. Damit erfolgte erneut eine Zunahme (+4,3%),
doch fiel sie gegenüber den Vorjahren schwächer aus (1991: +5,7%). Vor allem die Zahl
der erwerbstätigen Ausländer (ohne Saisonniers und Grenzgänger) nahm –
rezessionsbedingt – nur noch um 0,5% zu (1991 +5,7%). 75% dieser Ausländerinnen und
Ausländer hatten eine Niederlassungsbewilligung, 25% eine Jahresbewilligung. Der
Anteil der Angehörigen von EG- und Efta-Staaten ging von 70 auf 67% zurück.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Bei den Saisonniers und Grenzgängern zeigte der Wirtschaftseinbruch erstmals
deutliche Auswirkungen. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes der
Beschäftigung arbeiteten noch 93 118 Saisonniers und 169 942 Grenzgänger in der
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr einen Rückgang von 19,7% bzw. 7,0% bedeutet.
1991 hatten die Grenzgänger noch um 1,1% zugenommen, während bei den Saisonniers
bereits eine Abnahme um 4,7 verzeichnet worden war. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Der Bestand der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung - internationale
Funktionäre, Saisonniers, Kurzaufenthalter, Asylbewerber und vorläufig Aufgenommene
nicht mitgerechnet - betrug Ende Jahr 1 300 089 Personen, 39 806 oder 3,2% mehr als
vor Jahresfrist. Damit schwächte sich die Zunahme bereits im dritten
aufeinanderfolgenden Jahr leicht ab. Der Anteil an der gesamten Wohnbevölkerung der
Schweiz erhöhte sich von 18,1 auf 18,6%. 941 626 Personen besassen eine
Niederlassungs- und 358 463 eine Jahresbewilligung. 64% stammten aus EU- und Efta-
Staaten, weitere 21% aus Ex-Jugoslawien. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen
Höchststandes der Beschäftigung, befanden sich nur noch 61 102 Saisonniers in der
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr einem Rückgang um 14,9% entspricht. 1990 hatten
zum gleichen Zeitpunkt noch rund 122 000 Saisonniers in der Schweiz gearbeitet. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.1995
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der permanent in der Schweiz lebenden Ausländer - internationale
Funktionäre, Saisonniers, Kurzaufenthalter, Asylbewerber und vorläufig Aufgenommene
nicht mitgerechnet - betrug Ende Jahr 1 330 574 Personen. Der Ausländeranteil an der
ständigen Wohnbevölkerung stieg damit von 18,6 auf 18,9%. Mit 2,3% (30 485 Personen)
fiel der Zuwachs der ausländischen Bevölkerung noch einmal geringer aus als im
Vorjahr (3,2%). 1990 war noch eine Zunahme um 5,8% registriert worden. Von den rund
1,3 Mio Ausländerinnen und Ausländern stammten etwas mehr als 62% aus EU- und
EFTA-Ländern. Über 22% sind aus dem ehemaligen Jugoslawien eingewandert, 8% aus
der Türkei. Rund 957 000 Ausländer hatten Ende Dezember den Status von
Niedergelassenen, 1,6% mehr als ein Jahr zuvor. Die Zahl der Jahresaufenthalter stieg
um 4,2% auf gegen 374 000. Am Jahresende wurden (inklusive Saisonniers und
Grenzgänger) 895 734 erwerbstätige Ausländerinnen und Ausländer gezählt, 15 898 bzw.
1,7% weniger als im Vorjahr. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes
der Beschäftigung, befanden sich lediglich noch 53 707 Saisonniers in der Schweiz,

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.02.1996
MARIANNE BENTELI
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12,1% weniger als ein Jahr zuvor; 1990 hatte ihre Zahl noch gut 122 000 betragen. Mit
rund 150 000 Personen blieb die Zahl der Grenzgänger - wie schon in den Vorjahren -
relativ konstant. 46

Das Statistische Amt des Kantons Tessin präsentierte eine breit angelegte Studie über
die Situation der Grenzgänger aus dem nahen Italien. Sie behandelt nicht nur
wirtschaftliche Aspekte, sondern widmet sich auch ausführlicher als andere bisher
erschienene Publikationen den soziologischen Begleiterscheinungen der täglichen
Migration. Von 1990 bis 1996 schrumpfte die Zahl der "frontalieri" von 40 692 auf
30 829 Personen. Die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes bezeichneten denn auch
viele Grenzgänger als ihre grösste Sorge. Diese wird dadurch verstärkt, dass die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Italien in zwei sozialstaatlichen Systemen
leben. Sie entrichten die regulären Beiträge an die schweizerische
Arbeitslosenversicherung, erhalten bei Arbeitslosigkeit aber nur gerade 30 000 Lire
(rund 30 Fr.) pro Tag vom italienischen Staat, obgleich die Schweiz sämtliche von den
Grenzgängern in die Arbeitslosenversicherung einbezahlten Gelder nach Rom
überweist. Entgegen landläufigen Einschätzungen erklärte eine Mehrheit der
"frontalieri", sich in der Schweiz wohlgelitten und integriert zu fühlen. Gemäss dem
Autor der Studie steigt die gesellschaftliche Eingliederung proportional zum Grad der
beruflichen Qualifikation. Einen diesbezüglich hohen Grad hätten Pendler vorab im
Tessiner Gesundheitswesen erreicht, wo sich bereits jetzt die Arbeitssituation der
Zukunft in einem Europa der Regionen abbilde. Hier seien Grenzgänger und
Grenzgängerinnen nicht mehr nur billige Arbeitskräfte, sondern eine echte Konkurrenz
für einheimisches Personal. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.1996
MARIANNE BENTELI

Seit 1980 ist die Zahl der ausländischen Kinder und Jugendlichen in der Schweiz
kontinuierlich gestiegen. Vermehrt finden sie sich jedoch am Ende ihrer Schulzeit in
Schultypen wieder, die ihnen den Zugang zu einer anspruchsvollen Ausbildung
erschweren. Gemäss einem Bericht des Bundesamtes für Statistik (BFS) mussten sich
1995/96 52% aller ausländischen Jugendlichen auf der Sekundarstufe I mit einer Schule
mit Grundansprüchen begnügen (1980/81: 45%). Schweizer Kinder hingegen besuchten
im gleichen Zeitraum anteilmässig immer weniger die Realschule (1980/81: 35%;
1995/96: 27%). Die Daten des BFS zeigten, dass Schülerinnen und Schüler aus neuen
Einwanderungsnationen (ex-Jugoslawien, Portugal und Türkei) im Bildungswesen
eindeutig schlechter abschneiden, als die Kinder der deutlich früher eingewanderten
Italiener und Spanier. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Zum zweiten Mal seit 1994 beschäftigte sich die Univox-Umfrage mit ausgewählten
Aspekten des Verhältnisses zwischen schweizerischer und ausländischer Bevölkerung.
Die Präsenz von ausländischen Personen aus den traditionellen Rekrutierungsländern
für Fremdarbeiter (Italien, Spanien, Portugal) war 1997 ebenso unbestritten wie die
Anwesenheit von Personen aus den Nachbarländern Frankreich, Deutschland und
Österreich. Hingegen wurde die Präsenz von Menschen aus der Türkei und aus Ex-
Jugoslawien mehrheitlich negativ wahrgenommen: Ausländerinnen und Ausländer aus
der Türkei wurden von 28% der Befragten als "in der Schweiz eigentlich fehl am Platz"
wahrgenommen, solche aus Serbien und Bosnien sogar von 40%. Der EU-Raum wird
somit kulturell homogen positiv wahrgenommen und zugleich stark gegen den Rest der
Welt abgegrenzt, besonders stark gegen die Arbeits- und Asyl-Immigration aus dem
Balkan. 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Statistik (BFS) relativierte die gängig zitierten Zahlen über den
hohen Ausländeranteil der Schweiz in einer Broschüre, die von jetzt an jährlich
erscheinen soll. Insbesondere wies das BFS darauf hin, dass der Anteil der instabilen
ausländischen Bevölkerung (ausgenommen Niedergelassene und ausländische
Funktionäre) 1997 lediglich 6,6% der ständigen Wohnbevölkerung betrug. 23,2% der
Ausländerinnen und Ausländer waren in der Schweiz geboren, weitere 27,6% lebten seit
mehr als 15 Jahren hier. Die anhaltende Immigration von Arbeitskräften aus Südeuropa
gehört insofern der Vergangenheit an, als in diesem Bereich die Rückwanderung
dominiert. Einwanderungsüberschüsse gibt es nur noch aus den fünf Nachfolgestaaten
Jugoslawiens (4000 Personen), in geringem Mass aus Deutschland und Frankreich sowie
aus aussereuropäischen Ländern (rund 8000 Personen.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.1998
MARIANNE BENTELI
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Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr wieder etwas stärker zu, nämlich um 0,5% (Vorjahr 0,2%). Mit 19% der
Gesamtbevölkerung blieb der Ausländeranteil weiter stabil. Nach wie vor war die
Zunahme dem Einwanderungs- und Geburtenüberschuss zuzuschreiben. Den grössten
Bestandeszuwachs verzeichneten Angehörige aus Staaten des ehemaligen Jugoslawiens
mit 7620 Personen (+2,4%). Von den 1 347 911 am Jahresende anwesenden
Ausländerinnen und Ausländern hatten 74% eine Niederlassungs- und 26% eine
Jahresbewilligung. 59,6% stammten aus dem EU- oder EFTA-Raum.

Von einer kulturellen Durchmischung sprach das BFS mit Blick auf die Anteile von Ehen
zwischen Schweizern und Ausländerinnen (18,6%) und zwischen Schweizerinnen und
Ausländern (9,2%). Mit 1,4% Einbürgerungen (19 200 Personen 1997) besteht immer
noch ein Integrationsrückstand verglichen mit anderen Einwanderungsländern.
Schätzungsweise 585 000 Ausländerinnen und Ausländer würden die Voraussetzungen
zum Erwerb des Schweizer Bürgerrechts erfüllen, werden aber durch das
heimatstaatliche Verbot des Doppelbürgerrechts, das Verfahren in der Schweiz oder
andere Faktoren davon abgehalten. Auffallend sind die demographischen und die
wirtschaftlich-sozialen Unterschiede zwischen der zunehmend heterogenen
ausländischen und der einheimischen Bevölkerung. Die Zugewanderten machen
(überproportional) 25% der Erwerbstätigen aus und weisen eine dreimal so hohe
Arbeitslosenquote auf wie die Schweizer. Die ”Jugendlichkeit” der Ausländer zeigt sich
daran, dass auf 100 Personen im Erwerbsalter sieben im Rentenalter (bei den
Schweizern 29) entfallen. Die Geburtenhäufigkeit ist bei Ausländerinnen grösser als bei
Schweizerinnen (1,85 statt 1,29 Kinder pro Frau). 50

Ende Dezember wurden 691 149 erwerbstätige Niedergelassene und
Jahresaufenthalter, 8732 Saisonniers und 142 460 Grenzgänger gezählt. Zusammen
umfassten diese vier Kategorien 842 341 Personen, 5106 (-0,6%) weniger als vor
Jahresfrist. Die Saisonarbeiter verzeichneten einen Rückgang von 30,1%, gefolgt von
den erwerbstätigen Jahresaufenthaltern und Niedergelassenen (-0,2%) sowie den
Grenzgängern (-0,2%). Nach Wirtschaftsklassen betrachtet beschäftigten Ende
Dezember die Gruppe Handel, Banken Versicherungen (22,1%), die Metall- und
Maschinenindustrie (16,5%), das Baugewerbe (10,4%) und das Gesundheitswesen (7,9%)
am meisten Ausländerinnen und Ausländer. Ein Vergleich mit dem Vorjahr zeigte, dass
in der Gruppe Handel, Banken, Versicherungen (+3,2%) und in Unterricht, Wissenschaft
(+4,6%) ein merklicher Zuwachs stattfand. Erhebliche Abnahmen dagegen wiesen das
Baugewerbe (-5,3%), die Metall- und Maschinenindustrie (-1,7%) und das Gastgewerbe
(-2,4%) auf. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Statistik des BFS unterscheiden sich die ausländischen Erwerbstätigen
deutlich von der einheimischen Bevölkerung. 60% der ausländischen Arbeitskräfte sind
jünger als 40 Jahre (gegenüber 49% bei den Schweizern), während der Frauenanteil
lediglich bei 37% (44% der Schweizerinnen) liegt. Vollzeitstellen sind dabei der
Normalfall. Eine Erklärung bietet das insgesamt tiefere Lohnniveau: Ausländerinnen
und Ausländer (ohne Asylbewerber, Grenzgänger, Saisonniers und Kurzaufenthalter)
verdienen im Monat durchschnittlich 14% weniger als ihre Schweizer Kollegen, so dass
sich viele eine Teilzeitarbeit gar nicht leisten können. Noch grösser sind allerdings die
Unterschiede innerhalb der Ausländerbevölkerung selber. Nord- und Westeuropäer,
die in der Schweiz arbeiten, verdienen rund 9% mehr als Schweizer, 27% mehr als
Beschäftigte aus Südeuropa und 50% mehr als Personen aus nicht EU- oder EFTA-
Ländern. Der Grund für ihre höheren Gehälter sind eine bessere Ausbildung und in der
Folge eine bedeutendere Position auf der beruflichen Karriereleiter. 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.01.2000
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr um 0,2 Prozentpunkte zu. Mit 19,2% der Gesamtbevölkerung blieb der
Ausländeranteil weiter stabil. Rund 30% der Zunahme gingen auf den Familiennachzug
zurück, gut 20% kamen als neue Arbeitskräfte in die Schweiz. Mit 13 211 Personen war
der Zuwachs bei den Bosniern am grössten. Dabei handelt es sich in den meisten Fällen
aber nicht um echte Neueinwanderer, sondern um ehemals als Saisonniers eingereiste
oder als Kriegsvertriebene aufgenommene Personen, die noch nicht in ihr Land

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.02.2000
MARIANNE BENTELI
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zurückkehren können und nun eine reguläre Aufenthaltsbewilligung erhielten. Die
stärkste Abnahme wurde (namentlich infolge von 5510 Einbürgerungen) mit 6913
Personen bei Staatsangehörigen Italiens verzeichnet; mit 29% der ausländischen
Wohnbevölkerung bilden sie aber nach wie vor die grösste Ausländergruppe. Von den
1 368 670 am Jahresende anwesenden Personen besassen 75% eine Niederlassungs-
und 25% eine Jahresbewilligung. Rund 700 000 Ausländerinnen und Ausländer waren
erwerbstätig, 1,4% mehr als im Vorjahr. Dazu kamen 10 054 Saisonniers und 144 780
Grenzgänger. Insgesamt gingen 856 002 Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz
einer Arbeit nach, 1,6% mehr als 1998. 53

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,2 auf 19,3%. Die ständige ausländische
Bevölkerung (ohne Asylbewerber, internationale Funktionäre, Saisonniers und
Kurzaufenthalter) belief sich Ende Dezember auf 1'384'383 Personen. 75% hatten eine
Niederlassungs-, 25% eine Jahresbewilligung. Den grössten Zuwachs verzeichneten die
Deutschen (+5,9%), die stärkste Abnahme die Spanier (-3,9%) und Italiener (-2,5%), was
neben der Rückwanderung vor allem auf die sprunghaft gestiegene Zahl von
Einbürgerungen (30'452) zurückzuführen ist. Die Zunahme der ausländischen
Wohnbevölkerung kam fast ausschliesslich durch Personen von ausserhalb der EU
(Balkan und Sri Lanka) zustande. Den höchsten Ausländeranteil hatte Genf mit 34,6%,
den tiefsten Uri mit 8%. Ende Jahr waren insgesamt 885'789 Ausländerinnen und
Ausländer im Arbeitsprozess integriert, 3,5% mehr als im Vorjahr. Die erwerbstätigen
Jahresaufenthalter und Niedergelassenen verzeichneten gegenüber Ende 1999 einen
leichten Anstieg von 2,3%, die Grenzgänger nahmen um 7,7% und die Saisonniers um
25,1% zu. Diese Zahlen widerspiegeln den anhaltenden Konjunkturaufschwung. Weitaus
am meisten Arbeitsplätze wurden im Sektor Handel/Banken/Versicherungen neu mit
Ausländerinnen und Ausländern besetzt. Es folgten die Metall- und Maschinenindustrie
und das Gesundheitswesen. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,3 auf 19,7%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'419'095 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 75%
hatten eine Niederlassungs- und 25% eine Jahresbewilligung. Die grösste
Ausländerkolonie stellte mit 22,1% nach wie vor Italien; zählt man allerdings die
Staatsangehörigen aller Länder des ehemaligen Jugoslawien zusammen, kommt man auf
eine Quote von 24,3%. Die bedeutendste prozentuale Zunahme verzeichneten die
Deutschen, gefolgt von den Tamilen und den Bürgerinnen und Bürgern der
Bundesrepublik Jugoslawien, während der Anteil der Italiener und Spanier weiterhin
rückläufig war. Erstmals seit 1996 nahm die Zahl der Personen aus EU- und EFTA-
Ländern wieder zu. Wie bereits im Vorjahr wurden rund 30'000 Personen eingebürgert.
Ende Jahr standen 921'559 Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben, 35'770
mehr als ein Jahr zuvor (+4%). Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes
der Beschäftigung hatten 936'437 Personen aus dem Ausland eine Arbeitsstelle in der
Schweiz (+4,5%). Besonders hohe Zuwachsraten verzeichneten dabei die Saisonniers
(+15,5%) sowie die Grenzgänger (+9,2%). 55

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedürfnisse und weltpolitischer Ereignisse ist die
Schweiz gleich wie andere westeuropäische Staaten längstens ein Einwanderungsland
geworden. Wie die neuesten Zahlen des BFS belegten, ist der grösste Teil des
Bevölkerungswachstums der Schweiz in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf
Immigranten resp. deren Nachkommen zurückzuführen. Rund 1,9 Mio Menschen – ein
Viertel der heutigen Gesamtbevölkerung – sind seit 1945 als Erwerbstätige, über den
Familiennachzug oder als Asylsuchende in die Schweiz eingewandert resp. wurden hier
als Kinder der 2. und 3. Generation geboren. 23,7% der Einwohner mit ausländischem
Pass leben seit ihrer Geburt in der Schweiz, 36,1% der im Ausland Geborenen haben
seit mindestens 15 Jahren ihren Wohnsitz hier, 16,5% seit mehr als 30 Jahren. 55,5%
stammen aus einem EU- oder EFTA-Staat. 56

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.12.2001
MARIANNE BENTELI
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Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,7 auf 19,9%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'444'312 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 74,8% hatten eine
Niederlassungs- und 24,6% eine Jahresbewilligung. 56,4% stammten aus Staaten der
EU oder der EFTA. Trotz sinkender Anzahl (-5'721 Personen, durch Rückwanderung oder
Einbürgerung) stellen die Italienerinnen und Italiener weiterhin die grösste ausländische
Bevölkerungsgruppe (21,3%), gefolgt von den Angehörigen des ehemaligen Jugoslawien
(13,7%), den Portugiesen (9,7%) und den Deutschen (8,6%). Am stärksten nahm die
Zuwanderung aus Deutschland (+8'384 Personen) und aus Portugal (+5'568) zu. 38'833
Personen wurden eingebürgert, 29% mehr als im Vorjahr. Ende Juni 2002 standen 1,058
Mio Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben; das waren 0,2% weniger als ein
Jahr zuvor.
. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms (NFP) 39 waren von 1995 bis 2002 in
28 Projekten die Einwanderung in die Schweiz, die Ausländerpolitik und die
Integrationsprobleme untersucht worden. Die Experten präsentierten nun ihren
Schlussbericht. Fazit der Studie war, dass bei der Ausländerpolitik seit den 40er-
Jahren des letzten Jahrhunderts im Lauf der Zeit eine diametrale Wende stattgefunden
hat. Anfänglich sei die Anwerbung liberal, die Integrationspolitik hingegen konservativ
gewesen; heute sei die Zulassung restriktiv, die Eingliederung einschliesslich
Einbürgerung dagegen eine zentrale Grösse. Sie empfahlen der Politik, weiterhin auf
eine kontrollierte Zuwanderung mit starker Integrationskomponente zu setzen; zur
Entlastung der Asylpolitik sei jedoch auch die Möglichkeit zur allenfalls temporären
legalen Einwanderung nötig. 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.2003
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wanderten erstmals seit 1990 wieder mehr Personen aus EU- und EFTA-
Staaten als aus Drittländern in die Schweiz ein. Der Bestand der ausländischen
Wohnbevölkerung stieg um 23'721 auf 1'471'033 Mio Personen, resp. auf 20,1% der
gesamten Einwohnerzahl (2002: 19,9%), Asylsuchende, Kurzaufenthalter und
internationale Funktionäre nicht mitgezählt. Fast ein Viertel der ansässigen
Ausländerinnen und Ausländer wurden in der Schweiz geboren. 46'320 ausländische
Staatsangehörige verliessen das Land.
Von den zugewanderten Personen stammten 50'103 aus Ländern der EU und der EFTA
und 49'946 aus Nicht-EU-Staaten. Diese Gewichtsverschiebung ist einerseits auf das
seit dem 1. Juni 2002 gültige Freizügigkeitsabkommen zurückzuführen, andererseits
aber auch eine Folge des abgeschwächten Zustroms aus dem ehemaligen Jugoslawien.
Am stärksten nahm die Zahl der Staatsangehörigen aus Portugal (+8'754) und
Deutschland (+8'603) zu. Während aus Deutschland überdurchschnittlich viele
Personen einwanderten, die in der Schweiz qualifizierte Berufe ausüben (vor allem im
Management und im Gesundheitswesen), waren es aus Portugal eher Hilfskräfte, die in
der Baubranche und im Gastgewerbe arbeiten. Abgenommen hat die Zahl der
Staatsangehörigen aus Italien (-4'485), Spanien (-2'124) und der Türkei (-1'175). 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.02.2004
MARIANNE BENTELI

Im Jahr 2004 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
nochmals um 1,6% auf total knapp 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,2% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr 20,1%). Rund 40% der Zunahme betrafen den
Familiennachzug. Dieser Zuwachs ist zum grössten Teil auf eine Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und eine Auswirkung der bilateralen Abkommen über den
freien Personenverkehr mit der EU. Wahrend der Zuwachs bei den EU-
Staatsangehörigen 2,4% betrug, belief er sich bei den anderen Nationalitäten lediglich
auf 0,6%. Am stärksten zugenommen hat dabei erneut die Zahl der Deutschen und der
Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus Italien, Spanien, der
Türkei und den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens war rückläufig, was dem Trend
der letzten drei Jahre entspricht. Leicht zurück auf 36'957 (-0,3%) ging auch die Zahl
der Einbürgerungen. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.03.2004
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Jahr 2005 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
um 1,1% auf total etwas mehr als 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,3% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr: 20,2%). Rund 40% der Zunahme betraf den
Familiennachzug. Der Zuwachs ist zum grössten Teil auf die Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und ist eine Folge der bilateralen Abkommen über den freien
Personenverkehr mit der EU. Während die Zahl der EU-Staatsangehörigen um 2,1%
zunahm, ging jene der Ausländer aus Ländern ausserhalb der auf 25 Staaten erweiterten
EU sowie der EFTA um 0,2% zurück. Am stärksten gewachsen ist erneut die Zahl der
Deutschen und der Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus
Italien, Serbien-Montenegro, Spanien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien war
rückläufig, was dem Trend der letzten drei Jahre entspricht. Gestiegen ist die Zahl der
Einbürgerungen (um 2'796 auf 39'753). 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Die ausländische Bevölkerung in der Schweiz nahm 2006 um 0,8% auf gut 1,5 Mio
Menschen zu. Der Zuwachs ist grösstenteils auf die Zuwanderung aus der EU
zurückzuführen. Einmal mehr beeinflusste laut Bundesamt für Migration (BFM) das
bilaterale Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr die
Zusammensetzung der ausländischen Bevölkerung in der Schweiz. Aus den 15 alten EU-
und den EFTA-Staaten kamen mit 18'070 Menschen 2,1% mehr in die Schweiz als 2005,
während die Zuwanderung aus Ländern ausserhalb der EU abnahm. Ende 2006 lebten
1'523'586 Ausländerinnen und Ausländer dauerhaft in der Schweiz, was 20,4% der
Bevölkerung ausmachte. Am meisten Menschen kamen wie bereits in den Vorjahren aus
Deutschland (15'000) und Portugal (6'208). An dritter Stell standen die Zuwanderer aus
Frankreich (2'548). Geringer war die Immigration aus Serbien, Italien, Spanien, Bosnien-
Herzegowina und Sri Lanka. Das entspricht laut BFM dem Trend der letzten fünf Jahre.
Als häufigster Einwanderungsgrund wurde die Erwerbstätigkeit genannt (37,4%), gefolgt
vom Familiennachzug (36,6%) und der Aus- und Weiterbildung (13,3%). Den grössten
ausländischen Bevölkerungsanteil stellten weiterhin die italienischen Staatsbürger mit
291'684 Personen, gefolgt von Serbien mit 190'794, Portugal mit 173'477 und
Deutschland mit 172'580. Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 47'607 Menschen
eingebürgert, 7'854 mehr als 2005. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.02.2007
MARIANNE BENTELI

Der Sonderberichterstatter der UNO zur Bekämpfung des Rassismus hatte die
Verhältnisse in der Schweiz im Januar 2006 einer Evaluation unterzogen. In seinem
2007 publizierten Bericht kritisierte er, Gesetzgebung und Politik würden Fragen der
Einwanderung und des Asyls einseitig unter dem Sicherheitsaspekt behandeln.
Insbesondere sei das „Leitmotiv des ausländischen Kriminellen“ bei zahlreichen
Abstimmungen immer wieder aufgenommen, in politischen Reden betont und von
manchen Medien verstärkt worden. Dadurch werde es in der kollektiven Gesinnung je
länger je mehr bestimmend. 63

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.03.2007
MARIANNE BENTELI

Ein Bericht des Seco versuchte, die weit verbreitete Furcht zu zerstreuen, wonach es
auf dem Arbeitsmarkt wegen dem bilateralen Abkommen zu einer Verdrängung der
inländischen Erwerbsbevölkerung durch eine verstärkte Zuwanderung kommt. Die
Nettozuwanderung liegt demnach seit 2002 etwa in der Höhe der beiden Jahre vor der
Arbeitsmarktöffnung. Es kamen zwar deutlich mehr Arbeitskräfte aus den neuen EU-
Staaten, doch wanderten im Gegenzug bedeutend weniger Personen von ausserhalb der
EU/EFTA zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein. Die Ausländer verdrängten also nicht
die Schweizer, sondern andere einwanderungswillige Ausländer. Entschärfend dürfte
aber auch der Konjunkturaufschwung ab 2004 gewirkt haben. 64

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2007
MARIANNE BENTELI

Knapp 1,6 Mio Ausländer lebten Ende 2007 in der Schweiz. Die Zahl stieg, verglichen
mit dem Vorjahr, um 3,1%. Rund 60% der hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer
stammen aus den EU- und EFTA-Staaten. Laut dem Bundesamt für Migration (BFM)
reisten deutlich mehr Menschen aus den neuen EU-Ländern dauerhaft in der Schweiz
ein. Aus diesen osteuropäischen Staaten stammten knapp 24'000 Menschen (+1,4%).
Am Jahresende waren 69,5% Niedergelassene registriert, 28,7% hatten eine
unbefristete Aufenthaltsbewilligung und 1,9% waren Kurzaufenthalter mit einer
Bewilligung von weniger als 12 Monaten. Nach Ländern ausgeschieden legten die
Deutschen am meisten zu. Ihre Anzahl stieg um fast 30'000 an und sie stellten mit

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.02.2008
MARIANNE BENTELI
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knapp 202'000 Personen die zweitstärkste Ausländergemeinde nach den Italienern
(rund 290'000). Bei den Einbürgerungen, die mit 45'042 gegenüber 2006 leicht
rückläufig waren, stand Serbien (inkl. Kosovo) wie im Vorjahr an der Spitze. 65

Ende 2008 lebten 1,67 Mio Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz und damit
4,3% mehr als ein Jahr zuvor. Bei der Zusammensetzung der ausländischen
Wohnbevölkerung wirkte sich das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU aus. So
nahm die ausländische Wohnbevölkerung aus dem EU/EFTA-Raum mit +6,8% deutlich
stärker zu als jene aus Drittstaaten und stieg auf 1'026'495. Innerhalb der EU-Länder
war die Zuwachsrate bei den zehn neuen vorwiegend osteuropäischen Mitgliedstaaten
mit +16,7% (knapp 4'000 Personen) am höchsten. Bei den Staatsangehörigen, die nicht
aus dem EU/EFTA-Raum stammen, blieb die Zahl mit +0,4% fast auf Vorjahresniveau;
wobei zu berücksichtigen ist, dass aus diesen Staaten besonders viele Personen
eingebürgert worden sind, welche damit aus der Ausländerstatistik verschwinden. Diese
Entwicklung entspricht der Zuwanderungspolitik des Bundesrats und dem
Zulassungssystem im neuen Ausländergesetz, wonach aus Nicht-EU-Staaten nur noch
besonders qualifizierte Erwerbstätige rekrutiert werden können. Mit 44,6% war die
nicht kontingentierte Erwerbstätigkeit der häufigste Einwanderungsgrund vor dem
Familiennachzug mit 31,1%. In absoluten Werten nahm 2008 die Zahl der Deutschen
erneut am stärksten zu; dahinter folgten Portugal, Frankreich, Grossbritannien und
Polen, welches mit 1'608 Einwanderern das Gros aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten
stellte. Rückläufig war demgegenüber der Stand der Bevölkerung aus denjenigen
Staaten, aus denen die meisten Eingebürgerten stammen: Serbien (-7'400) und in
deutlich geringerem Ausmass auch Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Sri Lanka und
Türkei. Den höchsten Anteil an der Bevölkerung haben die Ausländer im Kanton Genf
(35,1%), den niedrigsten im Kanton Uri (9,1%). Mit 45'287 Personen lag die Zahl der
Einbürgerungen knapp über jener des Vorjahres, wobei die Serben erneut den grössten
Anteil ausmachten. 66

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2008
MARIANNE BENTELI

Die ausländische Wohnbevölkerung hat 2009 um 41'248 Personen auf 1,68 Mio
zugenommen. Der Anstieg um 2,5% (2008: 4,3%) ist fast ausschliesslich auf Bürger von
EU- und Efta-Staaten zurückzuführen, die zusammen 63,5% der in der Schweiz
lebenden Ausländer ausmachen. Die Zahl der unter das Freizügigkeitsabkommen
fallenden Europäer stieg um 3,9% (2008: 6,8%). Unter den Nationalitäten dominieren
weiterhin die Italiener (289'000, -900), die Deutschen (250'000, +17'100) und die
Portugiesen (205'000, +9'100). 67

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2010
ANDREA MOSIMANN

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass der Erfolg der Ausschaffungsinitiative
einerseits darauf zurückzuführen ist, dass die SVP-Anhänger konsequent für das
Anliegen stimmten; 98% von ihnen legten ein Ja in die Urne. Anderseits fand das
Begehren aber auch in bürgerlichen Kreisen Unterstützung. 51% der FDP- und 37% der
CVP-Wähler nahmen die Vorlage an. Von den Sympathisantinnen und Sympathisanten
der SP stimmten hingegen 88% gegen die Initiative. Beim Gegenvorschlag legten rund
zwei Drittel der Wähler von FDP und CVP ein Ja in die Urne. Bei der SP-Anhängerschaft
sprach sich rund die Hälfte für den Gegenvorschlag aus. Konsequent abgelehnt wurde
dieser von den Sympathisantinnen und Sympathisanten der SVP (94% Nein-Stimmen).
Ein entscheidender Grund für die Zustimmung zur Initiative war für viele das
Sicherheitsbedürfnis. Im Ja-Lager überwog die Ansicht, die Kriminalität in der Schweiz
sei im Wesentlichen ein Ausländerproblem, und damit verbunden war der Wunsch nach
einer konsequenteren Ausschaffung straffälliger Ausländer. Das wurde stärker
gewichtet als die Zweifel; 52% der Ja-Stimmenden waren nämlich der Meinung, die
Initiative lasse sich so gar nicht umsetzen. 68

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Ende 2010 lebten insgesamt 1,72 Mio Ausländer in der Schweiz – das sind 2,4% mehr als
im Vorjahr. Der grösste Teil stammt aus EU- und EFTA-Staaten. Allerdings war die
Zunahme der EU-EFTA-Staatsangehörigen mit 3,3% geringer als in den Vorjahren (2009:
3,9%; 2008: 6,8%). 69

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.02.2011
ANDREA MOSIMANN
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Per Ende 2011 betrug die Zahl der in der Schweiz wohnhaften Ausländer rund 1.82 Mio.,
was einem Anteil von 22.8 Prozent der Gesamtbevölkerung entsprach. Gegenüber dem
Vorjahr wuchs die Anzahl ausländischer Staatsangehöriger um 48'500. Wie bereits in
den Vorjahren stammte mit über 1.1 Mio. der grösste Teil der Ausländer aus dem
EU/EFTA-Raum und fiel damit unter das Personenfreizügigkeitsabkommen. Bezüglich
der Herkunft der Zuwanderer stellten deutsche, portugiesische und kosovarische
Staatsangehörige die grössten Anteile, die Einwanderung aus den Balkanstaaten
Serbien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien ist hingegen stark zurückgegangen. 70

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

Une étude de l’OCDE parue en février a analysé l’intégration des immigrés sur le
marché du travail suisse. L’OCDE a salué la bonne intégration des migrants en Suisse.
Selon l’étude, cette réussite est due à la fois à la bonne situation du marché du travail
en Suisse, et aussi à l’origine des migrants qui sont principalement des personnes à
hauts revenus et originaires des pays de l’OCDE. Dans les manquements, l’analyse a
relevé une mauvaise intégration des femmes avec de jeunes enfants et des migrants
humanitaires. De plus, les enfants d’immigrés font souvent face d’abord à des
difficultés scolaires dues à une scolarisation relativement tardive, puis ensuite à
d’importantes discriminations à l’embauche. L’étude de l’OCDE confirme ainsi la
volonté du gouvernement, exprimée en 2011, de renforcer les dispositions pour
l’intégration. 71

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2012
EMILIA PASQUIER

A la fin de l’année 2012, 1'869'000 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 23.3% de la population. La population étrangère a ainsi augmenté de
53'000 personnes (+3%). Cette augmentation est semblable à celle des deux années
précédentes. Comme en 2011, la majorité des ressortissants étrangers provient des
Etats de l'UE-27/AELE. Plus précisément, les ressortissants sont originaires d'Italie
(294'359), d'Allemagne (285'379), du Portugal (238'432), de France (103'929) et de
Serbie (94'851). Les plus fortes augmentations d’immigration se comptent parmi les
Portugais (+ 14'261), les Allemands (+ 8'551) et les Kosovars (+ 7'319). A l’inverse, le
nombre de ressortissants de Serbie (– 8'106), de Croatie (– 995), du Sri Lanka (– 645) a
reculé. En 2012, Leysin est la commune avec la plus grande proportion d’étrangers
(60.7%). Concernant les frontaliers travaillant en Suisse, leur nombre a augmenté de 4%
(+ 12'000 personnes) au cours de l’année sous revue. Une augmentation moins
importante que les 8.5% de l’année 2011. 72

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER

A la fin de l’année 2013, 1'886'630 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 61'570 (+3,4%) de plus qu’à la fin de l’année 2012. La majorité des
ressortissants (66%) sont originaires des pays de l’UE-27/AELE. Les trois communautés
les plus représentées sont les mêmes qu’en 2012, soit les Italiens (301'254), les
Allemands (293'156) et les Portugais (253'769). En 2013, l’immigration la plus importante
vient du Kosovo (+15'703), puis du Portugal (+15'337) et de l’Allemagne (+17'777).
L’immigration kosovare doit cependant être relativisée, puisque de nombreuses
personnes résidaient déjà en Suisse en tant que serbes, mais se sont enregistrées en
tant que ressortissants du Kosovo depuis la déclaration d’indépendance de 2008. A
l’inverse, le nombre de ressortissant serbes (-15'506; à relativiser pour la raison
susmentionnée), croates ( - 1'037) et de Bosnie-Herzégovine (-683) a reculé. 73

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Grosse Parteien

Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 74

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.08.2010
MARC BÜHLMANN

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Travailsuisse machte in einer Studie darauf aufmerksam, dass ein Arbeitskräftenotstand
bestehe. Bis 2030 könnten bis zu 400 000 Stellen, vor allem in den Bereichen Pflege,
Schule und Polizei nicht besetzt werden. Der Verband forderte zudem eine Öffnung für
Arbeitskräfte aus Nicht-EU-Ländern, aufgrund des bisher nicht anerkannten Mangels an
weniger gut qualifizierten Arbeitskräften für die Pflege und Haushaltshilfe. 75

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.10.2011
DEBORA SCHERRER
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